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juristische Recht des sozialistischen Staates zu strafen (jus 
puniendi), sondern auch der Anspruch, das subjektive Recht 
des Straftäters auf eine gerechte strafrechtliche Beurteilung 
(einschließlich einer gerechten Strafe) und auf entsprechende 
Unterstützung bei der Bewährung und Wiedergutmachung. 
In diesem Sinne kann davon gesprochen werden, daß das 
Strafrecht nicht nur Bürger und Gesellschaft vor Straftaten 
schützt, sondern zugleich auch (subjektive) Rechte des Straf­
täters beinhaltet.

Gerade aus der für den Sozialismus charakteristischen 
wechselseitigen Verantwortung von Gesellschaft und Indivi­
duum folgt, daß nicht nur der Straftäter für seine Tat einzu­
stehen hat und verantwortlich ist (Art. 2 StGB), sondern auch 
die Gesellschaft, ihre Organe und Kollektive sowie die Mit­
bürger Verantwortung tragen, dem Straftäter reale Gelegen­
heit zur Bewährung und Wiedergutmachung zu bieten und 
ihn bei erforderlicher sozialer Integration in geeigneter Form 
zu unterstützen. Zutreffend hebt U. Dähn, an K. Polaks 
Grundüberlegung anknüpfend, hervor, wie sehr es gerade 
angesichts dessen, daß die Straftat Ausdruck einer Iso­
lierung des Täters von der Gesellschaft sei, darauf 
ankommt, ihn durch die Integration in die sozialisti­
sche Gesellschaft aus dieser Isolierung herauszuführen. 
Denn auch der straffällig Gewordene bleibt Mitglied der Ge­
sellschaft. „Die sozialistische Gesellschaft verurteilt die Straf­
tat, den darin zum Ausdruck kommenden Vertrauensbruch, 
hilft aber zugleich dem Rechtsverletzer, über Bewährung und 
Wiedergutmachung wieder ein anerkanntes Mitglied der Ge­
sellschaft zu werden. Damit erkennt das sozialistische Straf­
recht auch den Straftäter als Menschen, als Subjekt, als pro­
duktives Mitglied der Gesellschaft an, für den sie sich auch 
in der Konfliktsituation verantwortlich fühlt.“15

Daraus folgt, daß Erziehung im Strafrecht nicht auf ein­
seitige Einwirkung auf den Täter — als bloßes Objekt der 
Erziehung — reduziert werden darf. Mehr denn je ist gerade 
auch der Straftäter als Subjekt in diesem Bewährungs- und 
Erziehungs- (bzw. Selbsterziehungs-) prozeß zu behandeln 
und anzuerkennen. Gerade durch seine noch stärker zu för­
dernde Eigenaktivität in der sozialen Kommunikation ist die 
gesellschaftliche Erziehung in die „umwälzende Praxis“ auf­
zuheben.16

Besondere Bedeutung besitzen die verschiedenen subjek­
tiven Rechte im Strafverfahren und im Prozeß der Strafen­
verwirklichung, unter denen das Recht auf Verteidigung 
(§§ 61 ff. StPO) einen hervorragenden Platz einnimmt. Die 
Gewährleistung dieses Rechts durch die betreffenden staat­
lichen Organe entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen 
ist nicht nur Verfassungsgebot (Art. 102 Abs. 2), sondern zu­
gleich bedeutsamer Ausdruck sozialistischer Demokratie und 
folglich der Politik der Partei der Arbeiterklasse. Allerdings 
darf weder die strikte Einhaltung der Gesetzlichkeit noch 
die Feststellung der Wahrheit davon abhängig gemacht wer­
den, ob der Beschuldigte bzw. Angeklagte von diesem Recht 
auf Verteidigung Gebrauch macht oder nicht. Das ist völlig 
seiner Disposition überlassen und Ausdrude seiner persönli­
chen Freiheit.

Große Bedeutung haben auch die verschiedenen subjekti­
ven Rechte des Geschädigten, zumal dessen aktive Mitwir­
kung bei der Strafverfolgung nicht nur der Wahrnahme sei­
ner eigenen Interessen, sondern auch einer hohen Effektivi­
tät der Strafverfolgung dient. Entwicklungsfähig erscheinen 
sowohl die Strafantragsrechte als auch die prozessuale Stel­
lung des Geschädigten (z. B. hinsichtlich seiner rechtlichen 
Vertretung) sowie seine Befugnisse bei der Durchsetzung ge­
richtlicher Entscheidungen.

Ein nicht geringer Kreis subjektiver Rechte steht den 
Kollektiven zu (z. B. §§ 30 Abs. 2, 31, 35 Abs. 2, 45 Abs..2 
StGB; §§ 53, 57, 102, 349 Abs. 7, 350a Abs. 2 StPO). Die Aus­
übung dieser Rechte hängt allerdings — wie die Praxis zeigt — 
wesentlich von entsprechender Aufklärung und Belehrung ab.

Überhaupt ist die Rechtsbelehrung durch die betreffenden 
Organe der Strafrechtspflege eine ganz entscheidende Vor­
aussetzung eigenverantwortlicher Ausübung entsprechender 
subjektiver Rechte. Je sorgfältiger die Bürger und Kollektive 
jeweils über ihre subjektiven Rechte, deren Bedeutung und 
die damit verbundenen Konsequenzen belehrt und aufge-
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.Durchlauftermine" im ВRD-Zivilprozeß
Im Organ des BRD-Richterbundes „Deutsche Richterzei­
tung“ (Köln/Berlin [West]/Bonn/München) 1986, H e f t  10,
S. 400, glossiert Rechtsanwalt Dr. Hubert W. van B ü h ­
r e n  die ungenügende Beachtung eines Kernanliegens der 
ZPO-Reform von 1977.
Sitzungstag einer Zivilkammer eines größeren Landgerichts:

Für 10.00 Uhr sind 30 Prozeßsachen anberaumt; vor dem 
Richtertisch herrscht dichtes Gedränge von Rechtsanwälten, die 
sich bemühen, ihre Prozeßakte nach oben zu legen und eine 
„Rangstelle" zu sichern.

Der Kläger der 20. Sache ist persönlich erschienen, der 
Wichtigkeit des Vorgangs und der Würde des Gerichts ange­
messen in säuberlichem Dunkelblau, die handschriftlichen Noti­
zen griffbereit, um in der mündlichen Verhandlung dem Richter 
Rede und Antwort zu stehen. Gegen 11.00 Uhr wird er von 
seinem Anwalt unsanft an den Richtertisch gezerrt, dort dik­
tiert der Vorsitzende ins Protokoll, daß der Kläger seinen 
Klageantrag verlese, der Beklagte seinen Abweisungsantrag. 
Beides stimmt nicht, da die Rechtsanwälte nur nicken. Alsdann 
verkündet der Vorsitzende: „Zum Spruch in drei Wochen.“

Der Kläger fragt seinen Anwalt ungläubig, wann denn 
seine Verhandlung nun stattfinde. Die Antwort: „Das war 
ihre Verhandlung.“

Derartige „mündliche Verhandlungen“ sind immer noch 
regelmäßig bei den meisten Gerichten zu beobachten, da die 
Vereinfachungsnovelle vom 1.7.1977 an vielen Kammervorsit­
zenden offensichtlich spurlos vorübergegangen ist.

Mit der ZPO-Reform vom 1.7.1977 hat der Gesetzgeber 
den „Haupttermin" und das „schriftliche Vorverfahren" einge­
führt. Die Praxis zeigt jedoch, daß nur wenige Richter von die­
ser Möglichkeit Gebrauch machen. Es wird vielmehr „wie in 
alter Zeit“ regelmäßig Termin zur mündlichen Verhandlung 
bestimmt.

Die Anordnung des schriftlichen Vorverfahrens würde den 
Richter zwingen, sich schon frühzeitig Gedanken über die 
Schlüssigkeit der Klage und die weitere Prozeßleitung zu 
machen. ...

Die Beschleunigungsnovelle vom 1.7.1977 hat zwar - er­
freulicherweise — zur Disziplinierung nachlässiger Prozeßpar­
teien und säumiger Rechtsanwälte geführt. Bei vielen Richtern 
hat man jedoch den Eindruck, daß diese sich auch weiterhin 
erst unmittelbar vor dem Termin im Rahmen der sog. Sitzungs­
vorbereitung mit dem Akteninhalt vertraut machen.

Bei Eingang einer Klageschrift prüft der Richter zunächst 
seine Zuständigkeit mit der zutreffenden, wenn auch salopp 
formulierten Frage: „Warum gerade ich?“ An diese Frage 
scheint sich dann vielfach die weitere anzuknüpfen: „Warum 
schon jetzt?"

Bis zum Verhandlungstermin, der ohnehin erst nach meh­
reren Monaten stattfindet, kann viel passieren. Der Richter 
kann befördert, abgeordnet werden oder sonstwie abhanden 
kommen, die Parteien können sterben oder sich vergleichen, 
die Anwälte können Mandate niederlegen usw. usw.

Es gibt einige Zivilkammern und Amtsrichter, die von der 
Möglichkeit des schriftlichen Vorverfahrens hinreichend Ge­
brauch machen. Allerdings zeigen diese Verfahren, daß der 
Richter von Anfang an sich über die Erfolgsaussichten einer 
Klage ein Bild machen und dieses auch gegebenenfalls den Par­
teien gegenüber zu erkennen geben muß. Gerade dies scheuen 
viele Richter, die in großzügiger Auslegung des Begriffs der 
richterlichen Unabhängigkeit sich „nicht festlegen“ wollen.

Sitzungstage, bei denen die Sachen nur „zum Spruch“ ge­
stellt werden, sind weniger ein intellektuelles als ein sportliches 
Ereignis. Beinarbeit ist mehr gefragt als Kopfarbeit, da die 
Kunst des Terminvertreters im wesentlichen darin besteht, zur 
rechten Zeit mit dem gegnerischen Kollegen vor dem richtigen 
Richtertisch zu stehen und einen vorformulierten Antrag zu 
stellen. ...

klärt werden, desto verantwortungsbewußter können sie 
diese wahrnehmen. Klare, eindeutige und überzeugende 
Rechtsbelehrung dient der Verwirklichung sozialistischer De­
mokratie, aber zugleich auch einer effektiven und rationellen 
Strafverfolgung. Damit wird die eigenverantwortliche Akti­
vität der Bürger und ihrer Kollektive und zugleich die sozia­
listische Demokratie entfaltet.

15 U. Dähn, a. a. O., S. 58 t.
16 Vgl. K. Marx, „Thesen über Feuerbach“, ln: Marx/Engels, Werke, 

Bd. 3, Berlin 1959, S. 5.


